
Amtszeit als Regierungschef kandi-
diert.

Johannes Allgäuer,
Castellstrasse 28, Nendeln

«Familie und Beruf»
Einseitiger Vertrag – 
Nein in die Urne!
Ob privat oder geschäftlich, jede 
Frau und jeder Mann erwartet von 
einem Vertrag, dass er ausgeglichen 
ist und beiden Vertragspartnern et-
was bringt. Wer würde einen Ver-
trag unterschreiben, der einen be-
nachteiligt? Ich habe von meinen El-
tern gelernt, jeden Vertrag genau zu 
lesen und wenn ich nicht sicher bin, 
den Vertrag ja nicht zu unterschrei-
ben! Mit der Initiative «Familie und 
Beruf» bin ich gleich verfahren und 
ich bin zum Schluss gekommen: Die 
Wirtschaftskammer will uns über 
einen Vertrag abstimmen lassen, 
der einseitig ist. Wir sollen quasi ei-
nen Vertrag besiegeln, der die Wirt-
schaft begünstigt und Familien be-
nachteiligt. Da kann ich nur Nein 
sagen. Eine Initiative, welche einsei-
tig die Wirtschaft fördert und Fami-
lien benachteiligt, werde ich nicht 
gutheissen. Nein zur Initiative «Fa-
milie und Beruf»! 

Marlies Frommelt,
Essanestrasse 24, Eschen

Ein wackliges
Fundament
In der Sendung «Zur Sache» vom 15. 
September 2016 auf Radio L wurde 
das Interview mit Gesellschaftsmi-
nister Mauro Pedrazzini ausge-
strahlt. Dieses Interview endet mit 
folgender Aussage: « … wenn die Ini-
tiative angenommen wird, wissen 
wir, in welche Richtung es mit der 
Kita-Finanzierung geht; wenn sie ab-
gelehnt wird, dann müssen wir uns 
überlegen, wie man das so gestalten 
kann, dass alle gleich behandelt wer-
den, die Kita-Plätze anbieten.» Sollte 
in unserer Gesellschaft das Thema 
Gleichbehandlung nicht von Anfang 
an berücksichtigt werden? Ist hier u. 
a. der Spargedanke in Vergessenheit 
geraten – wenn «Nachbesserungen» 
bereits im Voraus in Kauf genommen 
werden? Bewusste Diskriminierung 
im Jahr 2016 in einem zivilisierten 
und wohlhabenden Land – ist das 
wünschenswert? 

Carmen Sprenger-Lampert,
Landstrasse 333, Triesen

Falsche Zahlen
in Abstimmungs-
unterlagen zur
Initiative «Familie 
oder Beruf»?
Nachdem schon einige Behauptun-
gen seitens der Initianten nicht 
standhielten, nun das nächste Kapi-
tel in diesem Verwirrspiel. Es geht 
um die Summe der Taggelder, die 
von der Wirtschaft in die Familien-

ausgleichskasse (FAK) verlagert 
würden und dann für Familienzula-
gen fehlen. Deshalb ist die Gesamt-
summe, die die FAK an die Wirt-
schaft bezahlen müsste, für die Fa-
milien von grosser Bedeutung.
Die Initianten beziffern die Kosten 
für das Mutterschaftstaggeld mit 6,5 
Mio. Franken. Das Gegenkomitee 
behauptete, die sind höher. Jetzt die 
Bestätigung: Dr. Peter Wolff, ehem. 
AHV- und FAK-Aufsichtsratspräsi-
dent, spricht im 1FLTV von 8 Mio. 
Franken für Mutterschaftstaggelder. 
Somit müssten bis in zehn Jahren 
die Familien auf rund 80 Mio. Fran-
ken verzichten! Auch der Staat 
möchte sich aus der Verantwortung 
ziehen. Gesellschaftsminister Pe-
drazzini hat schon angekündigt, et-
was zu machen, damit der Staat 
nicht zum Handkuss kommt, wenn 
die Initiative durchgeht! Mit einem 
Nein in die Urne erhält die Wirt-
schaft keinen Zugriff auf die Famili-
enzulagen-Reserven, diese bleiben 
den Familien erhalten.
Sie müssen Nein ankreuzen, wenn 
Sie nicht wollen: 1. dass für junge 
Mütter die FAK-Mutterschaftstag-
geldversicherung später beginnt; 2. 
dass in Liechtenstein selbstständig 
erwerbende Frauen kein Taggeld 
für Mutterschaft erhalten würden, 
jedoch Beiträge zahlen müssten, 
aber umgekehrt Grenzgänger kei-
nen Beitrag (Lohnabzug) für Mut-
terschaftstaggeld mehr zahlen 
müssten, aber trotzdem Taggeld für 
Mutterschaft in gleicher Höhe wie 
heute erhalten würden; 3. dass die 
alleinerziehende Mutter, die in 
Liechtenstein wohnt, hier Steuern 
bezahlt und ennet dem Rhein arbei-
tet, keine Subvention für die Kita 
erhält; 4. dass für die Grenzgänge-
rin die Kita jedoch subventioniert 
würde, obwohl sie nicht hier wohnt 
und keine Steuern bezahlt; 5. dass 
mit den Reserven für Familienzula-
gen in den nächsten 10 Jahren 80 
Mio. Franken Löhne an die Wirt-
schaft rückvergütet werden; 6. dass 
Grossfirmen mit Familiengeld sub-
ventioniert werden, obwohl sie nie 
danach verlangt haben; 7. dass 
Kleinfamilien mit Doppelverdienst 
die Betreuung der Kinder subventi-
oniert wird, hingegen der Grossfa-
milie, in der die Mutter im Haushalt 
ausgelastet ist und deshalb nur ein 
Verdienst da ist, nichts bekommt.
Wenn sie einfach nicht schlüssig, 
hin und her gerissen sind, im Zwei-
felsfall: Nein! Mit Nein bleibt das 
Geld in der Familienausgleichskasse 
den Familien erhalten.

Herbert Elkuch,
Platte 44, 9488 Schellenberg

Zum «Unterländer»
LKW-Kebab
Hallo «Unterländer»,
letzten Samstag hast du deinen be-
vorzugten Kebabladen bedauert. 
Dessen Chef zahle mehr Steuern, 
als die LKW. Falls du dieses Wo-
chenende wieder bei ihm eine sei-
ner Spezialitäten bestellst, wird er 
dich vielleicht um Rat fragen, wie 
er denn seine Steuern denen der 
LKW zumindest annähern könnte. 
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